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Logo des Antirepressionskongresses, den das Sozialistische Büro 1976 in Frankfurt am Main veranstaltete
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Auf der zentralen Arbeitstagung des 
Sozialistischen Büros am 14. und 
15. Oktober 1972 referiert der Sozial-
philosoph Oskar Negt vor 200 faszi-
nierten Zuhörern zur Organisations-
frage. »Eine Art Zwölftonmusik der 
politischen Organisation« sei das ge-
wesen, urteilte der Sozialwissen-
schaftler Rolf Schwendter später. Noch 
im Dezember des gleichen Jahres 
 erscheint der Vortrag überarbeitet in 
der Links, dem Debattenorgan des 
Sozialistischen Büros, unter dem spä-
ter weithin berühmt gewordenen 
 Titel »Nicht nach Köpfen, sondern 
nach Interessen organisieren!« 1975 
veröffentlicht Negt mit »Erfahrung, 
Emanzipation und Organisation« 
 einen weiteren Beitrag zur »organisa-
torischen Weiterentwicklung des 
SB«, der die ersten Darlegungen er-
gänzen und konkretisieren soll. 
Diese beiden Aufsätze bilden bis heute 
die theoretische Grundlage für den 
»Arbeitsfeldansatz« des Sozialisti-
schen Büros.

Die Organisierung der Mitglieder 
des Sozialistischen Büros nach deren 
Berufs- und Tätigkeitsfeldern sollte 
es ermöglichen, in jenen Massen revo-
lutionäre Selbsttätigkeit zu entfal-
ten, mit denen sie die spezifischen 
 Erfahrungen und Interessen des je-
weiligen Arbeitsfeldes teilten. Bei-
spielhaft für das Selbstverständnis 
des Sozialistischen Büros schreiben 
Reinhard Laux und Suso Lederle: »Das 
Spezielle im Erleben einzelner Per-
sonen und Arbeitszusammenhänge 
ist aufgrund des Gesetzes der Totali-
tät ein wie auch immer verzerrtes 
Abbild des Allgemeinen, einer sich 
sowohl widersprüchlich als auch 
 historisch in Sprüngen entwickelnden 
Gesellschaft.« Der Arbeitsfeldansatz 
stelle darum »den ursächlichen Zu-
sammenhang gesellschaftlicher 
 Organisation auf den Kopf, die indivi-
duelle Erfahrbarkeit davon jedoch 
auf die Füße«.

Der Arbeitsfeldansatz sei ein orga-
nisierter »politischer Lernprozeß, in 

dem Erfahrung, Begriff und Eingriff 
einander nicht äußerlich bleiben«, 
doch »der politische Bezug auf die 
gesellschaftliche Totalität, sowohl 
in der Betroffenenerfahrung als auch 
in der Radikalisierung von Interes-
sen, in Bereichsstrategien«, sei »nicht 
naturwüchsig vorhanden. Es bedarf 
der bewussten, den Bezug herstellen-
den Intervention und der Aufklä-
rung durch Sozialisten.« Mit dem 
Arbeitsfeldansatz sollte zugleich 
auch die »objektive Doppel existenz« 

der Sozialisten überwunden werden, 
»der viele Genossen belastende 
 Gegensatz zwischen dem ›linken Be-
wusstsein‹ und dem ›rechten Sein‹ 
angepasster beruflicher Tätigkeit«. Die 
Interpretation und der Geltungs-
anspruch des »Arbeitsfeldansatzes« 
blieb allerdings in der gesamten 
Geschichte des SB, insbesondere aber 
an deren schicksalshaften Wende-
punkten, heftig umstritten. Wäh-
rend einige im Sozialistischen Büro 
schon 1981 einen »Abschied vom 
 Arbeitsfeld« fordern oder schlicht 
konstatieren zu müssen glaubten, 
gaben  andere noch im Jahr zuvor 
 ihrem Artikel den herausfordernden 
Titel »Den Arbeitsfeldansatz ver-
wirklichen!« Sie hielten »den Arbeits-
feldansatz keineswegs, wie vielfach 
behauptet, für gescheitert«. Er 
 erschien ihnen »vielmehr noch gar 
nicht richtig begonnen worden zu 
sein!« Oskar Negt selbst spricht dann 
1985 davon, das Sozialistische Büro 

sei ein »unvollendetes Projekt« ge-
blieben.

Gegründet worden war das Sozialis-
tische Büro im April 1969 in Offen-
bach von einer »Arbeitsgemeinschaft 
von einzelnen Genossen und Grup-
pen aus der zerschlagenen oder zer-
fallenen ›Alten Linken‹, zu sozialisti-
schen Positionen gekommenen Mit-
arbeitern der Ostermarsch- und 
 Anti-Notstandsbewegung und Grup-
pen der linken Studentenbewe-
gung«. Das SB sei in jener Zeit des 

Zerfalls der außerparlamentarischen 
Opposition in einander sich befeh-
dende Fraktionen der »einzige anti-
autoritäre Organisationsansatz mit 
überregionaler Bedeutung« gewesen, 
wie noch 1976 Hans Manfred Bock 
in seinem Standardwerk zum »linken 
Radikalismus« schreibt. »Insofern 
bestimmte sich die politische Position 
des Sozialistischen Büros innerhalb 
der westdeutschen Linken zunächst 
negativ; das SB wurde zum Anzie-
hungspunkt für solche Sozialisten, 
die in die Umfunktionierung der 
SPD in eine sozialistische Partei keine 
Hoffnungen setzten, – die die theo-
retisch- politische Position und die 
Struktur der innerparteilichen 
 Willensbildung der DKP nicht akzep-
tieren wollten, – die den Weg der 
Gründung studentischer Kaderpar-
teien für falsch hielten.« Gleich-
wohl sprach sich das SB für die Zu-
sammenarbeit mit »Sozialisten in 
der SPD« aus, »auch wenn wir die 

strategische Bindung von Sozialisten 
an die SPD für einen prinzipiellen 
Fehler halten«. Desgleichen suchte 
man das Bündnis »mit in der DKP 
 organisierten Sozialisten«, »auch 
wenn wir die DKP-Politik, die ihr zu-
grunde liegende Theorie und die 
Struktur der Willensbildung dieser 
Partei in wichtigen Punkten kriti-
sieren«.

Versöhnlerisch fielen auch die 
Schlussfolgerungen aus, die das SB 
aus seiner Kritik an den sozialpart-
nerschaftlichen und bürokratisierten 
Gewerkschaften zog. »Nicht etwa 
Zerschlagung der Gewerkschaften«, 
wäre das erklärte Ziel, »sondern 
 Aktivierung und Organisierung der 
einzig möglichen Basis gewerk-
schaftlicher Macht gegenüber dem 
Kapital: die Selbsttätigkeit der Lohn-
abhängigen«.

Mit dieser politischen Mehrdeutig-
keit gelang es dem SB, in der west-
deutschen Linken, die ansonsten zer-
stritten und sektiererisch gegenein-
ander abgegrenzt war, Ansätze eines 
»überfraktionellen Bewusstseins« 
zu entwickeln.

Die Links – Sozialistische Zeitung 
erreichte eine Auflage von 15 000, 
die im Februar 1975 erschienene pro-
grammatische Erklärung unter 
dem Titel »Thesen des SB« eine Ge-
samtauflage von 67 000 Exempla-
ren. Mit Solidaritätskampagnen und 
Kongressen konnte das SB bundes-
weit und fraktionsübergreifend im-
mer wieder Tausende mobilisieren – 
1972 mit dem Kongress »Freiheit für 
Angela Davis«, 1973 mit dem »Frank-
furter Seminar«, auf dem über den 
Zusammenhang von persönlicher 
Emanzipation und politischer Arbeit 
diskutiert wurde und das 1974 mit 
1 000 Teilnehmern wiederholt wer-
den konnte, mit den Kampagnen 
»Chile, der Kampf geht weiter – Solida-
rität mit der chilenischen Arbeiter-
klasse«, noch im gleichen Jahr, und 
»Solidarität mit der portugiesischen 
Revolution«, 1975. Auf dem »Anti-
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Das etwas andere Büro
Vor 50 Jahren wurde eine linke Institution gegründet: Im Sozialistischen Büro (SB) organisierte sich die undogmatische Linke, die sich weder in 
der Parteiarbeit noch in spontaneistischen Aktionen verzetteln wollte. Mit der Arbeitsfeldstrategie sollte der Gegensatz zwischen dem »linken 
Bewusstsein« und dem »rechten Sein« angepasster beruflicher Tätigkeit überwunden werden. Aus »Berufsrevolutionären« sollten »Revolutionäre 
im Beruf« werden. Von Carsten Prien

Die Organisierung der Mitglieder des SB nach deren 
Berufs- und Tätigkeitsfeldern sollte es ermöglichen, in 
jenen Massen revolutionäre Selbsttätigkeit zu entfalten, 
mit denen sie die spezifischen Erfahrungen und 
Interessen des jeweiligen Arbeitsfeldes teilten. 



Repressionskongress«, Pfingsten 1976, 
in der Zeit der Berufsverbote und 
Rasterfahndung, wurde ein Solidari-
tätsfonds für Betroffene eingerich-
tet. Über 14 000 Teilnehmer trafen 
sich, um die »Einschüchterung und 
Angst der Linken zu durchbrechen«. 
Ende der siebziger Jahre gelangte 
das Sozialistische Büro mit 1 200 Mit-
gliedern auf seinen Zenit der Popu-
larität.

2007 erschien mit »Spurensuche 
Neue Linke. Am Beispiel des Sozia-
listischen Büros und seiner Zeit-
schrift Links – Sozialistische Zeitung 
(1969 – 1997)« aus der Feder des 
 Sozialwissenschaftlers Gottfried Oy 
im Auftrag der Rosa-Luxemburg-
Stiftung ein erster Umriss der Orga-
nisationsgeschichte des SB. »Die 
Wurzeln des Sozialistischen Büros 
sind verzweigt«, schreibt Oskar 
Negt 1995 rückblickend. »Ende der 
sechziger Jahre gegründet, erlangt es 
innerhalb weniger Jahre eine zentrale 
Bedeutung im weiten Spektrum der 
Linken. Einer der Gründe für diese spek-
takuläre Entwicklung des Sozialisti-
schen Büros besteht darin, dass Politik 
hier nicht mehr verstanden wird als 
eine Kalkulation im vordergründigen 
Rahmen von Machtfragen, sondern 
als eigentümlicher Produktions- und 
Kommunikationsprozess. Das Büro 
ist so aufgegliedert, dass die jeweiligen 
Arbeitsfelder ihre eigenen Zugänge, 
Arbeitsmittel, Ziele und Voraussetzun-
gen solcher Umgestaltungsprozesse 
entwickeln können: Die Arbeitsfeld-
konzeption ist die Basis dieser Orga-
nisationsidee, die zentrale Koordina-
tion und dezentrale Praxis mitein-
ander zu verknüpfen sucht.« 

Die interne Geschichte des Sozialis-
tischen Büros war stets gekennzeich-
net durch den Widerspruch zwischen 
dem Arbeitsfeldansatz und einem 
zentristischen Opportunismus, der 
die konsequente Verwirklichung 
des Ansatzes sabotierte, sei es in den 
Debatten über die Einführung eines 
»Delegiertenrates«, die Gründung 
einer linkssozialistischen Partei oder 
das Verhältnis zu den Bürgerinitiati-
ven und den ersten Grünen. Klaus 
Vack, hauptamtlicher Sekretär des 
SB, spricht in seinen Erinnerungen 
davon, das Sozialistische Büro habe in 
»permanenter Organisationsdebat-
te« gestanden. Die zahlreichen »Kor-
rekturen« am »organisatorischen 
Rahmen« seien allesamt »faule Kom-
promisse« gewesen. Der Opportu-
nismus sollte schließlich die Ober-
hand behalten. Wenn darum dem SB 
heute eine »Wirkungsgeschichte« 
bescheinigt wird, »die inzwischen 
fast unsichtbar und dennoch all-
gegenwärtig« sei, dann rühmt man 
ihm nicht nach wegen der anhal-

tenden geschichtlichen Aktualität 
seines Arbeitsfeldansatzes, sondern 
einzig als dem Inbegriff projekte-
macherischer Netzwerkelei, die in 
einer hoffnungslos desorganisierten 
Linken statt für eine Not mittler-
weile als Tugend gilt. Die Bilanz Egon 
Beckers von 2017 etwa, »das SB« sei 
der Versuch gewesen, die »Paradoxie 
einer Organisation von Selbstorga-
nisation« in eine »bearbeitbare Form 
zu bringen«, ist selbst schon eine 
 Interpretation des Arbeitsfeldansatzes 
in der Tradition des zentristischen 
Opportunismus. Eines Opportunis-
mus, der nicht mehr, wie noch an-
fänglich proklamiert, herausfinden 
wollte »aus dem Dilemma unbrauch-
barer traditionell-bürokratischer 
Organisationsvorstellungen hier, und 

ebenso unbrauchbarer ›reiner‹ und 
teils blinder Spontaneität dort«, 
sondern es sich in diesem Dilemma 
längst häuslich eingerichtet hatte. 
In mancher Zeit ist der bequemste Sitz 
eben der zwischen allen Stühlen.

Aus dem dialektischen Widerspruch 
des Arbeitsfeldansatzes, die Selbst-
organisation zu organisieren, musste 
in der zentristischen Deutung not-
gedrungen ein unlösbares Paradoxon 
werden. In der Zwischenstellung, 
die das Sozialistische Büro einnahm, 
musste es unausweichlich zum 
Spielball der Interessen von SPD und 
DKP und jener durch sie repräsen-
tierten Machtblöcke werden. In ihr 
rieb sich seine politische Substanz 
auf und korrumpierte sich seine poli-
tische Moral. In seinem Links-Artikel 
»Partei oder Nicht-Partei? – linke 
Organisationsversuche in der BRD« 
stellt Arno Klönne 1982 hierzu tref-
fend fest: »Der Aufteilung des deut-
schen Territoriums in die westliche 
und die östliche Besatzungszone ent-
sprach die jeweilige Anbindung 
 einer Hauptrichtung der traditionellen 
deutschen Arbeiterorganisationen; 
die KPD wurde in der Tat zur sowjet-
russischen, die SPD, mitsamt den 
DGB-Gewerkschaften, zur amerikani-
schen Partei. Selbst die Linkssozialisten 
oder unabhängigen Kommunisten, 
die sich weder der SPD noch der KPD/
SED und ihren Führungsmächten 

 verschreiben wollten, gerieten prak-
tisch immer wieder bewusst oder 
 unbewusst in den Kampf der beiden 
Blöcke mit hinein, und oft genug 
 sahen sie am Ende ihrer einzelnen 
Aktivitäten, dass sie wider ihren Willen 
denn doch den USA- oder den UdSSR-
Interessen das Geschäft mitbesorgt 
hatten.«

Einzig die Gründung einer eigenen 
Partei hätte in der damaligen Kons-
tellation die äußeren Bedingungen 
für die Entwicklung auch der inneren 
Anlagen des Sozialistischen Büros 
schaffen können. »Und viele von den 
jungen Linken haben in den ver-
flossenen Jahren anders gewollt, als 
sie – nach Meinung anderer – hätten 
sollen müssen«, schrieb damals einer 
der wichtigsten Mentoren für eine 

Parteibildung aus dem Sozialistischen 
Büro heraus, der SPD-Linke Jochen 
Steffen. »Jetzt wollen die parteipoli-
tisch Übriggebliebenen prüfen, ob 
sie sollen, was mit der Organisierung 
des SB eigentlich schon als späteres 
Wollenmüssen angelegt war.« Man-
fred Scharrer hat 1978 in Langer 
Marsch – Zeitung für eine neue Linke 
die politische Entwicklung jener 
»jungen Linken« zusammengefasst, 
die damals aus dem Umfeld des SB 
für eine Parteigründung und die Teil-
nahme an den Parlamentswahlen 
eintraten: 

»So sehr die Herausbildung einer 
Neuen Linken das große Ergebnis der 
Revolte war, so sehr war mit der Wie-
derentdeckung der Arbeiterklasse als 
revolutionäres Subjekt ein Anspruch 
formuliert, der kaum einlösbar war. 
Das lag einmal an unserer mangeln-
den Fähigkeit, jedoch auch daran, dass 
die Arbeiterbewegung in Deutschland 
keine dauerhafte revolutionäre Tra-
dition geschaffen hat. Die revolutionäre 
Bewegung von 1918 wurde auf Ge-
heiß der Mehrheitssozialdemokratie 
blutig niedergeschlagen. Stalinismus 
und Faschismus sorgten in der Folge 
dafür, dass eine revolutionäre Bewe-
gung nicht mehr entstehen konnte. 
Die andere Seite ist jedoch, dass die 
 Arbeiterbewegung nicht stark genug 
war, einen Stalinismus und Faschis-
mus zu verhindern.

Die Studenten versuchten auf eigene 
Faust, die revolutionäre Tradition 
der Arbeiterbewegung wieder zu bele-
ben, genauer ausgedrückt, was sie 
für diese Tradition hielten und wie sie 
über Marx, Lenin, Luxemburg und 
Korsch vermittelt war. Dies zunächst 
noch ganz undogmatisch und in der 
radikaldemokratischen Tradition 
über Basisgruppen. Erst nachdem diese 
Ansätze gescheitert waren, suchte 
man sein Heil in dem alten Partei- 
Typus bolschewistischer Prägung und 
der damit verbundenen Inhalte. 
 Dieser Schritt markierte den Bruch 
mit der eigenen Vergangenheit der 
Neuen Linken. Der Zug ging zurück 
zu den zwanziger Jahren, und Stalin 
wurde wieder als großer sozialistischer 
Führer auf den Schild gehoben. (…) 
Die an den Inhalten der Neuen Linken 
festhaltenden Genossen vermochten 
nicht einen eigenen organisatorischen, 
d.h. handlungsfähigen Zusammen-
hang aufrechtzuerhalten. Durch das 
negative Beispiel der Neu-Stalinisten 
abgeschreckt, lehnte man jede allge-
meine Organisierung ab. Die Un-
mittelbarkeit war die Antithese zum 
hochstaplerisch vorgetragenen Stell-
vertreterprinzip und beschleunigte 
den Isolierungs- und Vereinzelungs-
prozess. (…) Links von der Sozialdemo-
kratie gab und gibt es bis heute aller-
dings auch keine alternative allge-
meine Politik (…), viele linke alternative 
Projekte (…) können aber nur existie-
ren, solange ein linker SPD-Flügel im 
Staatsapparat den Schutzengel spielt, 
und sei es nur, dass er die notwendigen 
Gelder beschafft. (…) Wenn wir uns 
heute an einer Wahl beteiligen, dann 
gehen wir nicht mehr von der Illusi-
on aus, dass die Mehrheit im Parla-
ment die Macht im Staate bedeutet 
und dass die soziale Emanzipation 
durch eine formale Änderung des 
 Eigentumstitels (…) Verstaatlichung 
der Produktionsmittel (…) erreichbar 
wäre. Die soziale Emanzipation ist in 
erster Linie ein außerparlamentari-
scher Prozess und lässt sich auch nicht 
stellvertretend vollziehen. Jedoch ist 
die Änderung der politischen Rahmen-
bedingungen mit diesem Emanzi-
pationsprozess unauflöslich verbun-
den. Die alte sozialdemokratische 
Trennung von Ökonomie und Politik 
darf von uns jetzt nicht mit umge-
kehrten Vorzeichen wiederholt werden. 
(…) Die heillos zersplitterte Linke hat 
(…) bislang noch nicht zu erkennen 
gegeben, dass sie die Fähigkeit besitzt, 
auf die brennenden Fragen der 
 Gesellschaft alternative Antworten zu 
geben, ja, sie hat noch nicht einmal 
zu erkennen gegeben, dass sie gewillt 
ist, sich um Antworten zu bemühen. 
Die theoretische Position der reinen 
Basisdemokratie eignet sich beson-
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einnahm, musste es unausweichlich zum Spielball  
der Interessen von SPD und DKP und der durch sie 
repräsentierten Machtblöcke werden.



ders, um gar nicht in die Gefahr zu 
kommen, diese Fragen beantworten zu 
müssen. (…) Eine Wahlbeteiligung 
könnte in diesem Sinne einen institu-
tionellen Zwang erzeugen, den die 
Linke offensichtlich braucht, um wie-
der handlungsfähig zu werden.«

Der »Arbeitsausschuss« des SB hin-
gegen unkte: »Eine Wahlbeteiligung 
als erster Schritt muss den formalen 
Wahlakt derart in den Vordergrund 
rücken, dass alle Stellvertreter-Mecha-
nismen voll zum Greifen kommen.« 
Das Ausweichen davor, zu SPD und 
DKP parlamentarisch in Konkurrenz 
zu treten, die politische Indifferenz 
des Zentrismus im Allgemeinen 
 waren eine stillschweigende Entschei-
dung für den gesellschaftlichen 
und politischen Status quo. Ihr ent-
sprach eine Theoriegestalt des 
 Arbeitsfeldansatzes, die wie hinter 
einer Nebelwand in unbestimm-
barer Mehrdeutigkeit verschwamm.

Doch das Verharren in der besag-
ten Zwischenstellung schuf nun ein-
mal das opportunistische Bedürfnis, 
politische Verbindlichkeiten weitest-
gehend zu vermeiden, und die da-
von unlösliche Gesinnungslumperei 
ließ nicht lange auf sich warten. 
Denn »eines weiß jeder im SB«, steht 
noch 1979 in einem Aufsatz von 
Tilman Fichter und Siegward Lönnen-
donker, »wenn eine politische Kon-
zeption verbindlich würde, träten 
binnen kurzem Fraktionierungen 
auf, und das Sozialistische Büro würde 
sich in seine Bestandteile auflösen«. 
Der Zentrismus in der Redaktion der 
Links und im geschäftsführenden 
Arbeitsausschuss des SB war bemüht, 
diese prinzipienlose Einheit der 
 Organisation dadurch zu wahren, dass 
er eine in Worten revolutionäre 
Theorie mit einer tatsächlich refor-
mistischen Praxis verband.

Gegen den damaligen Zentrismus 
gewandt schrieb schon 1923 Georg 
Lukács in »Methodisches zur Organi-
sationsfrage«: »Während in der blo-
ßen Theorie die verschiedenartigsten 
Anschauungen und Richtungen 
friedlich nebeneinander leben können, 
ihre Gegensätze nur die Form von 
Diskussionen annehmen, die sich ruhig 
im Rahmen einer und derselben 
 Organisation abspielen können, ohne 
diese sprengen zu müssen, stellen 
sich dieselben Fragen, wenn sie orga-
nisatorisch gewendet sind, als schroffe, 
 einander ausschließende Richtungen 
dar. Aber jede ›theoretische‹ Richtung 
oder Meinungsverschiedenheit muss 
augenblicklich ins Organisatorische 
umschlagen, wenn sie nicht bloße 
Theorie, abstrakte Meinung bleiben 
will, wenn sie wirklich die Absicht 
hat: den Weg zu ihrer Verwirklichung 
zu zeigen.«

Die immer wieder aufflammende 
Debatte im SB um die mögliche 
Gründung einer Partei hatte nicht 
nur die Frage zum Inhalt, ob man 
mit einer solchen Partei dann auch 
an Parlamentswahlen teilnehmen 
solle. Weitaus wichtiger war die hier-
mit verbundene Frage nach der Ver-
bindlichkeit einer allgemeinen Theo-
rie und Strategie und darüber hin-
aus, welche Funktion der Zentrale im 
Verhältnis zu den einzelnen Arbeits-
feldern zukommen sollte. Hierbei 
ging es wesentlich auch um das 
Geschichtsbewusstsein des SB, denn 
dieses Verhältnis war in der Arbeiter-
bewegung traditionell als die Dialek-
tik von Partei und Räten diskutiert 
worden.

Oskar Negt hatte für das Verhältnis 
von Büro und Arbeitsfeldern die 
 sibyllinische Formel ausgegeben, 
dass das, »was die Organisations-
form des Sozialistischen Büros von 
anderen linken Organisationen 
 gerade unterscheidet«, die Tatsache 
sei, »dass sie weder als bloße Koor-
dinationsstelle von Arbeitsfeldern 
und Kampagnen noch als eine Zent-
rale verstanden wird, die das Abstrakt-
Allgemeine, die richtige Gesell-
schaftsanalyse und die politischen 
Prioritäten verwaltet und bindende 
Beschlüsse nach unten weiter gibt. 
Beide Entwicklungsrichtungen füh-
ren in Sackgassen. Die zentralen und 
überregionalen Gremien des SB 
 haben gegenüber den Arbeitsfeldern 
vielmehr eigenständige, nicht nur 

zusammenfassende Funktionen. Sie 
bestehen nicht zuletzt darin, die in 
den Arbeitsfeldern auftretenden 
Widersprüche zwischen Spontanität 
und Organisation, unmittelbaren 
und objektiven Interessen usw. aktiv 
zu strukturieren und auf ihre weiter-
führenden sozialistischen Gehalte zu 
bringen.«

Offen blieb, bei aller negativen 
Bestimmtheit, worin die »Eigenstän-
digkeit« des Büros gegenüber den 
Arbeitsfeldern konkret bestehen solle 
und wie man sich das »aktive Struk-
turieren« vorzustellen habe. In der 
sogenannten »zweiten Organisations-
debatte«, die Mitte der siebziger 

Jahre in- und außerhalb des SB um 
die Gründung einer linksssozialisti-
schen Rätepartei geführt wurde, spitz-
te sich die Problematik zu.

Die Initiatoren einer Parteigrün-
dung drückten ihren »zentralen Diffe-
renzpunkt zum SB« dahingehend 
aus, »dass das SB trotz organisatori-
scher und inhaltlicher Offenheit 
eine sehr bestimmte prinzipielle tak-
tische Position zwischen SPD und 
DKP einnimmt, die es unmöglich 
macht, eine eigenständige radikale 
sozialistische Position zu formulie-
ren und eine entsprechende Politik 
zu fördern«.

Auf einem Vorbereitungstreffen 
der Parteiinitiative in West-Berlin, 
am 29. November 1975, erläuterte 
Dutschke die damalige Situation an-
hand einer Anekdote: »Es war, und 
das kann jetzt hier klar gesagt werden, 
eine Einladung erfolgt für mich und 
einige wenige andere Genossen, bis 
zum Vorstand der SPD. Und es ging 
um die Frage, seid Ihr nun dabei, eine 
Partei zu gründen, oder seid Ihr nicht 
dabei. Das war für sie die Grundfrage, 
Sie waren auch bereit zu sagen, Sie 
sind bereit zu unterstützen, alles was 
an der Basisbewegung sich bewegt. 
Aber geht bitte nicht hinein in die Fra-
ge der politischen Entscheidung, die 
Frage der politischen Partei, ob Ihr nun 
ein Prozent oder fünf Prozent be-
kommt, für uns ist es eine enorme 
Gefahr und so wurde es auch direkt 
ausgedrückt, und es wurde direkt 
 davon gesprochen, eine solche Orga-

nisation, wie auch immer sie sich zei-
gen würde, würde kriminalisiert.« 
Auch Peter von Oertzen, der 1970 als 
niedersächsischer Kultusminister 
Oskar Negt an die Universität Han-
novers berufen hatte, antwortete 
auf die Frage der Redaktion von das 
da/avanti, ob er glaube, »dass die 
Möglichkeit einer links von der SPD 
stehenden Partei sich am Horizont 
abzeichnet?«: »Eine solche Möglich-
keit besteht meiner Meinung nach. 
Ich sage das als eine objektive Tat-
sachenfeststellung. Das Wählerpoten-
tial einer solchen Partei wäre vor-
handen. Die Kader, d. h. einige Zehn-
tausend interessierter und aktiver 

Bürgerinnen und Bürger aller Berufs-
gruppen wären ebenfalls vorhanden. 
Die Frage ist, ob sich eine politische 
Führungsgruppe findet, in gleicher 
Weise glaubwürdig und befähigt, die 
diese Kader zusammenschließen 
und dieses Potential mobilisieren 
könnte. Diese Möglichkeit sehe ich 
nicht. Die Wünschbarkeit einer solchen 
Entwicklung ist natürlich noch etwas 
anderes. In meiner Eigenschaft als 
Sozialdemokrat und Mitglied des Vor-
stands der sozialdemokratischen 
Partei kann ich schlechterdings nicht 
anders, als einer solchen Möglichkeit 
mit tiefer Besorgnis entgegensehen.«

Oertzen fürchtete die »Schwächung 
der sozialdemokratischen Partei, 
den Verlust der Regierungsbeteili-
gung und wahrscheinlich für lange 
Jahre eine konservative oder sogar 
extrem reaktionäre Regierung in 
der Bundesrepublik«. Dutschke per-
sönlich wurde durch den ehemali-
gen Jusovorsitzenden Wolfgang Roth 
sogar ein Job an der Universität 
 angeboten, sofern er nur von seinem 
»Parteigründungsversuch« Abstand 
nehme.

»Meine These ist«, schreibt Rudi 
Dutschke in einem Brief Ende 1975 
an Oskar Negt, »dass der erreichte 
Stand des SB hinter dem gesellschaft-
lichen Stand zurückgeblieben ist 
und die vorhandenen Möglichkeiten 
teilweise nicht einmal als solche 
 gesehen werden.« Dutschke hatte 
schon 1969 in sein Tagebuch notiert: 
»Selbstorganisation, Parteiorgani-
sation und Rätesystem müssen nicht 
notwendigerweise auseinanderfallen! 
Die Selbstorganisation verunmög-
licht zentralistischen Parteitypus, er-
möglicht gerade Benutzung der 
 Zentrale als Vermittlungsmoment der 
dezentralisierten Basis-Zentren.« 

Im Juni 1976 schreibt Oskar Negt 
in einem Brief an Rudi Dutschke: 
»Wir müssen versuchen, die von Dir 
aufgeworfene Dialektik von Räte-
organisation und Partei noch tiefer 
zu begreifen und Lösungen anzu-
bieten.« Dennoch musste Dutschke 
in einer Rede vor Jungsozialisten 
auch noch Ende 1976 feststellen: »Im 
SB wird das so noch nicht diskutiert. 
Das SB ist noch keine sozialistische 
Organisation, die sich im Rahmen der 
gesellschaftlichen Widerspruchs-
ebenen außerparlamentarisch und 
parlamentarisch politisch stellt im 
Klassenkampf. Es ist meiner Meinung 
nach eine wichtige und fundamen-
tale Übergangsorganisation, darum 
bin ich Mitglied des SB. Manche 
möchten eine solche Organisation zu 
einer ewigen erklären, um ihr Ver-
hältnis zur SPD und ihr Verhältnis zur 
DKP einigermaßen in Gang halten 
zu können. Dieser Meinung bin ich 
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nicht. Im SB sozialistische Politik zu 
betreiben oder daran beteiligt zu sein, 
heißt sich eindeutig für einen sozialis-
tischen Standpunkt entscheiden und 
diesbezüglich politisch und analy-
tisch zu arbeiten und nicht hin und 
wieder ein Bein dort zu haben und 
ein anderes Bein dort zu haben, aber 
dann im Grunde niemals zwei Beine 
zu haben. Ich meine, wenn das SB eine 
werdende politische Kraft sein will, 
dann muss auch die Frage der sozia-
listischen Perspektive gestellt werden 
und damit die Frage der sozialistischen 
Partei, die meiner Meinung nach 
 untrennbar mit der Sozialismusfrage 
verbunden ist.«

Ein weiteres Treffen der Initiativ-
gruppe Februar 1976 in Hannover, an 
dem Dutschke wegen Krankheit 
nicht teilnehmen konnte, war zur 
Farce geraten. Hier wiederholten 
sich, wie unter einem Brennglas, die 
gleichen Widersprüche, die auch im 
SB eine Weiterentwicklung lähmten. 
Das SB stand mit dem Parteigrün-
dungsprojekt vor der »Zerreißprobe«, 
auch wenn das dementiert wurde. 
Klaus Vack selbst hatte in einem Brief 
an Dutschke diesem bescheinigt: 
»Für Deine politische Konzeption gibt 
es im SB eine nicht geringe Basis.«

Im Arbeitsausschuss des SB aller-
dings tat man alles, um »das Partei-
gründungskuckucksei, das man uns 
ins Nest zu legen versucht«, wieder 
herauszuwerfen. Der eklatante Man-
gel an inhaltlicher und geschichtli-
cher »Neuorientierung« der undog-
matischen Linken, die Dutschke 
nicht müde wurde einzufordern, ver-
hinderte schließlich eine »Neu-
organisierung«. (…) In seiner »frag-
mentarischen Autobiographie« 
macht Dutschke dann für »die Mise-
re« in der Parteidiskussion »die 
 labile, widersprüchliche und so hem-
mende Sektiererei« verantwortlich. 
»Wie kann schon nach etwa acht Jah-
ren eine reale Hoffnung aus dem 
Boden gestampft werden? Kurz in 
die Höhe und schwere Bauchlandung 
musste das Resultat sein.« 

Innerorganisatorisches Pendant 
zur Diskussion um die Rätepartei 
war der Streit über die Einführung 
eines Delegiertenrates. Klaus Vack 
schreibt 30 Jahre danach: »Am 
12./13. April 1975 konstituiert sich der 
Delegiertenrat des SB. Im Vorfeld 
hatte es über die Schaffung eines sol-
chen Gremiums Kontroversen gege-
ben. In diesen spiegelten sich die nun 
fast durchgängig auftretenden poli-
tisch-organisatorischen Vorstellungen 
›zweier Linien‹ wider. Etwas verein-
facht ging es zum einen um das Kon-
zept eines ›starken‹ Arbeitsausschusses 
und die Umwandlung der Arbeits-
gruppe des SB, an der alle Mitglieder 

teilnehmen können, in eine Delegier-
tenkonferenz. Die andere Position 
plädierte für die Beibehaltung der 
Arbeitsgruppentagung als ›Thing‹ 
des SB und wollte mit dem Delegierten-
rat ein Gremium, das sowohl regio-
nale Zusammenhänge als auch über-
regionale Arbeitsfelder und Projekte 
integriert. Der Arbeitsausschuss sollte 
danach durchaus mit Entscheidungs-
kompetenzen versehen sein, aber 
doch nicht zum dominierenden Gre-
mium des SB werden. Die letztere 
 Variante hatte sich 1974/75 durchge-
setzt, wurde aber, beginnend mit der 
sogenannten ›zweiten Organisations-
debatte‹, ab 1977 zunehmend außer 
Kraft gesetzt.«

Im Streit um den Delegiertenrat 
verfocht die revolutionäre Linie 
 einen konsequenten inneren Räteauf-
bau des Sozialistischen Büros, wobei 
möglichst, wie Dutschke hervorhob, 
die »Autonomie-Strukturen, von 
der dezentralisierten Jugendorganisa-
tion bis zum Arbeitsfeld der ver-
schiedensten Bereiche, über Delegier-
tenschlüssel aufrechterhalten wer-
den« sollten, damit die »zentrale Ver-
allgemeinerung der Erfahrung die 
Ungleichzeitigkeit nicht missachtet«.

Das Argument der zentristischen 
Linie war, dass ein konsequenter Räte-
aufbau notwendig zu Erstarrung 
und Verbürokratisierung führen 
müsse, denn nur das Fortbestehen 
der »informellen Kaderstruktur« in 
Arbeitsausschuss und Links-Redaktion, 
derjenigen also, die tatsächlich die 

inhaltliche und organisatorische 
Arbeit tragen, würde die Lebendig-
keit der Theorie vor dem Dogma, 
und nur eine rein zufällige Zusam-
mensetzung der »Arbeitsgruppen-
tagung«, von Vack als »Thing« be-
zeichnet, könne das sachliche Enga-
gement vor dem Politikastertum 
 bewahren. Die »Verankerung des Räte-
prinzips schon in der revolutionären 
Parteiorganisation«, die Dutschke 
forderte, ist vom Arbeitsfeldansatz 
nicht zu trennen. Erst die »revolu-
tionäre Berufspraxis« des Arbeitsfeld-
ansatzes ist im Stande, jene inner-
organisatorische Anforderung zu er-
füllen, die Georg Lukács an die »Partei 

neuen Typs« stellte und deren Ver-
wirklichung er vergeblich von einer 
Organisation von »Berufsrevolutionä-
ren« erhoffte: »Eben dadurch, dass 
jeder Entschluss der Partei sich in 
Handlungen sämtlicher Mitglieder 
der Partei auswirken muss, dass aus 
jeder Parole Taten der einzelnen Mit-
glieder Folgen haben, in denen diese 
ihre ganze physische und morali-
sche Existenz aufs Spiel setzen, sind 
sie nicht nur in der Lage, sondern 
 geradezu gezwungen, mit ihrer Kritik 
sofort einzusetzen; ihre Erfah- run-
gen, ihre Bedenken usw. augenblick-
lich zur Geltung zu bringen.« Eine 
konsequente Verwirklichung des 
Arbeitsfeldansatzes schließt Dogma-
tismus und Politikastertum im Vor-
hinein aus.

Der Zentrismus aber beschwor, 
um einer demokratischen Entmach-
tung der »informellen Kader« vor-
zubeugen, das Schreckgespenst des 
»Ultrazentralismus« herauf, dessen 
Anfängen mit politisch-programma-
tischer Verbindlichkeit, einem »star-
ken  Arbeitsausschuss« und der Ein-
führung einer Delegiertenkonferenz 
es zu wehren gelte. Rudi Dutschke 
 beschrieb 1977 in einem Streitgespräch 
mit Oskar Negt die entsprechend 
hysterische Stimmung in weiten Tei-
len des SB einmal mit den Worten: 
» Jeder will sich auf seine Basisgruppe 
verlassen und alles andere, was dar-
über hinausgeht, ist gefährlich, hat 
was mit Zentralkomitee zu tun, hat 
mit Leninismus zu tun, um Himmels 

willen.« In Wahrheit ist die leninisti-
sche Kaderpartei und ihr Zentral-
komitee nur das nach außen gewen-
dete Innenleben der sozialdemokrati-
schen Massenpartei, in der bereits 
die Hauptamtlichen mit den promi-
nenten Parteimitgliedern eine »in-
formelle Kaderstruktur« bilden und 
Entscheidungen treffen, die nicht 
demokratisch legitimiert sind. Auch 
im SB verbarg sich hinter einer Büh-
nendekoration und den Phrasen von 
»Basisdemokratie« der Ultrazentra-
lismus der Zentristen.

In Langer Marsch berichten Helmut 
Korte und Karl Nolle, wie sich auf 
der »Arbeitsgruppentagung des SB 

26./27. November 1977« Widerspruch 
gegen den »Bürozentrismus« for-
mierte. »Altvater und mit ihm eine 
Reihe von lokalen Gruppen und Ein-
zelgenossen forderten, dass in wichti-
gen politischen Fragen die inner-
organisatorische Diskussion zu klaren 
Entscheidungen führen müsse, an 
die SB-Mitglieder dann auch gebun-
den seien. Das war im Grunde nicht 
mehr als die Forderung, eine formal 
ja bereits gebildete Organisation 
auch politisch als solche handlungs- 
und entscheidungsfähig zu machen. 
Es ging nicht, wie außerhalb des SB 
häufig unterstellt, um die Frage einer 
Parteigründung oder der Beteiligung 
an Wahlen. Es ging auch nicht dar-
um, die Arbeitsfelder als Basisorgane 
des SB abzuschaffen (wie gelegentlich 
im SB unterstellt wurde). Lediglich die 
Verstärkung arbeitsfeldübergreifen-
der Aktivitäten dort, wo sich bereits 
lokale Gruppen gebildet hatten, 
wurde gefordert, sowie die Stärkung 
der lokalen Gruppen im innerorgani-
satorischen Entscheidungsprozess. 
Der Übergang zu Delegiertenversamm-
lungen war unvermeidlich gewor-
den.« 

Dennoch blieb der »traditionelle 
Charakter des SB als einer unver-
bindlichen Vereinigung linker Indi-
viduen« gewahrt. Die faulen Kom-
promisse der Arbeitsgruppentagung 
festigen »den stark zentralistischen 
Charakter des SB und erleichtern die 
Durchsetzung politischer Positionen 
der tradierten informellen Kaderstruk-
tur des Offenbacher Büros, die auch, 
durch dazu möglicherweise wider-
sprüchliche Interessen im zentralen 
Arbeitsausschuss, praktisch nicht 
aufgehoben werden kann, da die ge-
samte Informations- und Kommuni-
kationsstruktur mit dem Büro vernetzt 
ist. Wie demokratisch ist dieser Zentra-
lismus? Nicht arbeitende lokale 
Gruppen tragen das zentrale Büro, 
sondern umgekehrt: das Büro schart 
eine Vielzahl heterogener Arbeitsfeld-
gruppen und Einzelmitglieder um 
sich, die sich den Initiativen des Büros 
und des Arbeitsausschusses gegen-
über mangels organisatorischer Konti-
nuität und politischer Vereinheitli-
chung tendenziell akklamierend ver-
halten. Das Interesse an der Konser-
vierung dieses Bürozentrismus, der 
sich aus dem historischen Konstituti-
onsprozess des SB erklärt, gerät zur 
Zeit in ein wachsendes Spannungs-
verhältnis zu den sich politisch vom 
Offenbacher Büro emanzipierenden 
Gruppen.«

Nach der »Hannover-Farce« trat 
Dutschke im SB für die Organisierung 
einer »linken Liste« zu den Europa-
wahlen 1979 ein, »im Bündnis mit 
den Bürgerinitiativen«. In einem 
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Brief an Negt hatte er dazu ausge-
führt: »Eine linke Liste erfordert noch 
in keiner Art und Weise die Gründung 
einer Partei sozialistischen Inhalts 
und dem entsprechender Organisa-
tion. Es könnte aber eine Vorstufe 
sein, um das Problem des Verhältnisses 
von Basisgruppe, Bürgerinitiativen; 
Räteorganisation und sozialistischer 
Partei erkennbar werden zu lassen!« 

Zuletzt warb Dutschke im SB dann 
noch einmal für ein breites sozialis-
tisches Engagement bei der Gründung 
einer grünen »Bewegungspartei«, 
während Zentristen wie Oskar Negt 
dies ausdrücklich als »Fehler« 
 bezeichneten. SB-Mitglieder aus Saar-
brücken warnten 1979 in Reaktion 
auf seine Ablehnung eines Engage-
ments bei den Grünen und auf eine 
Wahlempfehlung Negts für die SPD 
in einem Links-Artikel: »Die Zer-
störung der Umwelt kann nur durch 
eine demokratisch und planmäßig 
organisierte Ökonomie aufgehalten 
werden. Diese Erkenntnis bricht sich 
Bahn im alternativen Lager; sie wird 
im Laufe weiterer Kämpfe immer 
mehr Anhänger finden. Die grün bunte 
Bewegung von heute ist die Neue 
Linke von morgen. Die Wahlempfeh-
lung für die SPD beinhaltet eine Ge-
fahr, die in der bisherigen Diskussion 
nicht genügend erörtert wurde. 
Wenn die Grün/Bunten knapp schei-
tern, wird die Neue Linke der Vor-
wurf treffen, die fehlenden ein bis zwei 
Prozent verscherzt zu haben. Speziell 
das SB wird seinen Ruf nie mehr los-
werden, ein U-Boot der SPD zu sein. 
Wir werden auf Jahre vom alternativen 
Lager isoliert sein, der einzigen Kraft, 
die sich zu einer radikal-demokratisch-
sozialistischen Opposition in nächster 
Zukunft auswachsen könnte.«

Am »Bürozentrismus« des SB hatte 
sich nichts geändert. 1980 äußerte 
sich Norbert Kostede auf dem Höhe-
punkt der SB-Debatte über die Grü-
nen hierzu in der Taz. Die auch von 
ihm hochgeschätzte Diskussions-
toleranz im SB habe als Kulisse für 
einen »schleichenden Zerfall der 
 Organisation« gedient, in der »die 
Basis folgenlos diskutiere«, während 
die »große Politik« durch öffent-
liche Meinungsäußerung einiger Pro-
minenter gemacht werde. Oskar 
Negt sagte 1989 in einem Interview 
mit Wolfgang Kraushaar: »Ich habe 
(…) entschieden gegen eine Kandidatur 
der Grünen für den Bundestag ge-
sprochen. (…) In dieser Frage hat es 
auch eine Reihe von Auseinander-
setzungen mit Rudi Dutschke gege-
ben.« 

Als prononciertester Fürsprecher 
der Parteigründung war Rudi 
Dutschke in der Organisationsge-
schichte des SB der eigentliche 

 Gegenspieler zum zentristischen 
Opportunismus. »Unsere Begegnun-
gen auf den Tagungen des Sozialis-
tischen Büros waren Kreuzungspunkte, 
die strategisch durchaus in verschie-
dene Richtungen wiesen«, erinnert 
sich Negt. »Worüber wir stritten, auch 
wenn er Besuche in Hannover machte, 
war die Rolle der Partei für die Eman-
zipationsprozesse. Sein letzter Besuch 
hatte den Sinn, mich für die ›Grünen‹, 
deren Parteigründung er mit zwiespäl-
tigen Gefühlen betrieb, zu gewinnen, 
mit dem immer wiederkehrenden 
Argument, man müsse die sozialisti-
sche Basis dieser für ihn mit Hoff-
nungen verknüpften Partei befestigen 
und erweitern.« Negt hingegen stand 
einer Parteigründung der Neuen Lin-

ken, gleichviel in welcher Form, alle-
zeit ablehnend gegenüber. In einer 
Diskussion über »Die Linke in der SPD 
nach 1945 », am 16. Februar 1975, 
etwa hatte Oskar Negt gegen das links-
sozialistische Urgestein Fritz Lamm 
polemisiert, der sich kurz zuvor für 
die Gründung einer eigenständigen 
Partei ausgesprochen hatte, weil es 
derzeit keine Gruppierung gäbe, 
»die heute stark genug wäre, die Sozi-
alisten und die noch zum Sozialis-
mus drängenden Sozialdemokraten 
aufzufangen. Denn die DKP wird es 
solange nicht sein, wie sie von ihrer 
absoluten Abhängigkeit von Pankow 
nicht loskommt.«

»Ich bin trotzdem nun nicht der 
Meinung von Fritz Lamm, dass man 
jetzt einfach eine neue Partei grün-
den sollte. Das ist eigentlich in solchen 
Phasen immer ein Produkt von Ner-
vosität. Man meint, durch die bloße 
organisatorische Alternative würden 
einem auch die Potenzen zuströmen. 
Ich glaube nicht, dass auf dieser 
 Ebene – durch eine klare mit Fahnen 
und Parolen versehene Alternative – 
jetzt so etwas zu erzeugen wäre wie 
eine klare Polarisierung der Linken. 
Es ist doch selbstverständlich: Solange 
die SPD Massen bindet, also Massen-
loyalität auch in der Arbeiterschaft 
erzeugt, erscheint so etwas wie eine 
 sozialistische Entwicklung ohne erheb-
liche Teile dieser SPD in der Bundes-
republik undenkbar. Ich glaube nicht, 
dass es möglich ist, jetzt eine sozialis-

tische Bewegung und eine sozialisti-
sche Gesellschaft schlicht daneben 
aufzubauen. So sind revolutionäre 
Prozesse auch nie verlaufen. Unsere 
Wendung zur Basispolitik war doch 
eigentlich der erste Schritt gewesen 
in die Richtung: Was können wir 
durchsetzen, wie können wir uns ar-
rangieren, solange sich die Massen 
in ihrem Interesse und ihrem Bewusst-
sein noch nicht verändern?«

Der Opportunismus in diesen Aus-
sagen Negts ist offensichtlich: 
 Solange die Massen ihr Bewusstsein 
noch nicht verändert haben, muss 
man sich eben arrangieren. 1977 er-
schien im Kursbuch unter dem Titel 
»Interesse gegen Partei« ein Gespräch 
Negts mit dem Publizisten Harald 

Wieser. Während dieses Gespräches 
wird von Wieser gegen Negts Recht-
fertigung einer »Politik des Nach-
trabs« Dutschkes Hauptargument ins 
Feld geführt: »Das ist ein neuralgi-
scher Punkt in der Parteifrage. Denn 
vielleicht stimmt das umgekehrte 
 Argument: die Massenloyalität zu den 
herrschenden Parteien ist gerade 
 deshalb noch so unerschüttert, weil 
es eine attraktive linke Alternative, 
weil es die neue linke Partei noch nicht 
gibt.« 

Die deutlichste Formulierung des 
zentristischen Standpunkts gab 
 Oskar Negt jedoch erst in einem Refe-
rat von 1986, lange nachdem er 
sich aus dem SB zurückgezogen hat-
te. Sich den »Machtblöcken«, SPD 
und Gewerkschaften gegenüberzu-
stellen, ihnen in Parlament und 
 Betrieb Konkurrenz zu machen, sei 
»illusionär«. Versucht die Linke es 
dennoch, werde sie »enteignet« und 
ihre Inhalte »bis zur Unkenntlich-
keit verdreht«. Nicht aber so, wenn 
sie sich bescheidet. Ihre eigentliche 
Aufgabe sei es durch »kostenlose Zu-
arbeit« das bestehende politische 
System zu stabilisieren. Dazu gehört 
die Mobilisierung linker »Durch-
schnittswähler« ebenso wie, seit es 
die Grünen gibt, die Betätigung als 
»Mehrheitsbeschaffer« für die Sozi-
aldemokratie, denn auch im Parla-
ment soll sich die Linke nicht in der 
»Parteienkonkurrenz« taktisch ver-
schleißen.

Mit einem Wort: Die wahre Auf-
gabe der Linken soll es sein, ein 
 gesellschaftliches Potential in das 
politische System zu integrieren, 
das sich selbst zu ihm mehr oder 
minder in einem bewussten Wider-
spruch definiert. Diese besondere 
Aufgabe erfordert in der Tat ganz ei-
gene Mittel und Methoden und viel 
»Projektphantasie«. Deren Anerken-
nung durch die »Machtblöcke« als 
nützlich und notwendig nennt Negt 
dann die wahre »Macht« und »Unab-
hängigkeit« der Linken. Orwell’sches 
Zwiedenken.

Spätestens 1998 trat Negt dann mit 
»Warum SPD? 7 Argumente für 
 einen nachhaltigen Macht- und Poli-
tikwechsel« unverhohlen auf die 
Seite der Schröder-Blairschen New-
Labour-Sozialdemokratie über. Die 
Gründe, weshalb Negt, der 1961 als 
SDS-Mitglied aus der SPD ausge-
schlossen worden war, nun nicht 
auch offiziell wieder in die sozialde-
mokratische Partei eintrat, was 
doch nahegelegen hätte, waren denn 
auch keine politischen. 2002 erklärte 
Negt hierzu in seiner Abschieds-
vorlesung: »Ich wurde ausgeschlossen. 
Da ich solche Verletzungen nicht 
 vergesse und in meiner Haltung eher 
nachtragend bin, bin ich nie wieder 
eingetreten und habe auch den Ver-
lockungen des Parteivorsitzenden 
Hans-Jochen-Vogel widerstanden, 
durch Nichtigerklärung dieses Aus-
schließungsbefehls wieder Mitglied 
der SPD zu werden.« 

Rudi Dutschke konnte auf diese 
Entwicklung keinen Einfluss mehr 
nehmen. Unter tragischen Umstän-
den war er an den Spätfolgen des 
1968 auf ihn verübten Attentats viel 
zu früh am Abend des 24. Dezember 
1979 verstorben. Mit dem Scheitern 
von Dutschkes Versuchen, das SB 
auf eine »höhere politisch-organisa-
torische Ebene« zu heben, hat sich 
das Sozialistische Büro selbst über-
lebt, auch wenn es heute noch als 
ein »Fähnlein der sieben Aufrechten« 
formal weiterbestehen mag.

Abdruck mit freundlicher Genehmigung 
des Verlags aus: Carsten Prien: Rätepartei. 
Zur Kritik des Sozialistischen Büros, Oskar 
Negt und Rudi Dutschke. Ein Beitrag zur 
Organisationsdebatte. Mit drei Original-
texten von Rudi Dutschke und Oskar Negt. 
Ousia-Verlag, Seedorf 2019, 194 Seiten, 
18,90 Euro

Der Text erscheint unter dem Originaltitel 
»Die höchste Form der Selbsttätigkeit ist 
ihre organisierte Form«. 
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Zuletzt warb Dutschke im SB dann noch einmal für 
ein breites sozialistisches Engagement bei der 
Gründung einer grünen »Bewegungspartei«, während 
Zentristen wie Oskar Negt dies ausdrücklich als 
»Fehler« bezeichneten. 


